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Suriter Abächnitt.

Das gerichtliche Medizinalweſen .

Auf dem Gebiete der gerichtlichen Medizin , wo die Kenntniſſe und Erfahrungen in den

mediziniſchen Wiſſenſchaften als Beweismittel für die Straf - und Zivilrechtspflege benützt werden ,

wirken bei den Amtsgerichten wie bei den Kreisgerichten ſtaatlich beſtellte Sachverſtändige in den

gleichen Perſonen , welche als Bezirksärzte auch als Organe der Medizinalpolizei beſtellt ſind.

In Fällen , wo die Straf⸗Prozeß⸗Ordnung die Betheiligung zweier Gerichtsärzte verlangt , iſt ,

da nur in wenigen Gerichtsbezirken ein Aſſiſtenzarzt angeſtellt iſt , ein praktiſcher Arzt beſtimmt ,

welcher gegen Bezug der ordnungsmäßigen Diäten und Gebühren einzutreten hat . Den Kreis⸗
und Hofgerichten iſt als techniſcher Sachverſtändiger zur oberen Begutachtung der untergerichtlichen

Gutachtenĩein Medizinalreferent beigegeben . Oberſte techniſche Gutachten werden bei Dif⸗

ferenz der untern Inſtanzen oder in ſonſt wichtigen oder ſchwierigen Fällen von den Kreis⸗ und

Hofgerichten bei unſerer Stelle erhoben , welche nach kollegialer Berathung abgegeben , und nach

Bedarf , zumal bei Schwurgerichten , auch mündlich vom Reſpizienten vertreten werden .

Solcher Gutachten hatten wir zu erſtatten : im Fahr 1865 an das Kreis - und Hofgericht

Konſtanz 2, Freiburg 1, Offenburg 2, Karlsruhe 1;

1866 nach Konſtanz 2, Freiburg 1, Karlsruhe 2, Mannheim 1;

1867 nach Konſtanz 3, Offenburg 2, Mannheim 2;
1868 nah Konſtanz 6 ;
1869 nach Konſtanz 7, Freiburg 1, Karlsruhe 1;
und 1866 an das Oberhofgericht 1; im Ganzen alſo in 5 Jahren 35 Gutachten . Hie⸗

von kommen auf Konſtanz 20 , Freiburg 3, Offenburg 4, Karlsruhe 4, Mannheim 4. Perſön⸗

liche Vertretungen bei Schwurgerichten kam 1 mal in Karlsruhe , 1 mal in Freiburg und 2 mal

in Konſtanz vor .

Da die Obergutachten ſeit mehreren Jahren von den Kreis - und Hofgerichten gegen früher

weit ſeltener verlangt werden , ſo iſt daraus mit Sicherheit zu entnehmen , daß die Gerichtsärzte

in wiſſenſchaftlicher Bildung voranſchreiten .

Im Gegenſatze hiezu wurde es in jüngſter Beit ”) als eine „allgemeine Klage aller Juriſten “

#) Annalen der badiſchen Gerichte . Band XXXVI . Nr . 9. Seite 134 . ( Ueber die Organiſation der Staats⸗

ärzte von Dr . Puchelt . )
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bezeichnet, „ daß die Leiſtungen der Gerichtsärzte bei den Gerichten , insbeſondere bei den Strafge⸗

richten der Regel nach durchaus ungenügend ſind , indem ſie nicht die erforderlichen Rechts —

kenntniſſe beſitzen , um beurtheilen zu können , was den Gerichten zu wiſſen

nöthig iſt , und indem ſie ferner oft in der gerichtsärztlichen Wiſſenſchaft ſo wenig

bewandert ſind , daß auffallende Verſtöße vorkommen . “ Der Grund dieſer Erſcheinung ſoll theils

in der ungenügenden Behandlung der gerichtsärztlichen Wiſſenſchaft auf der Univerſität , theils in

der „mangelhaften Organiſation der Gerichtsärzte “ ( ) gelegen ſein , indem dieſe nicht darauf an⸗

gewieſen ſein ſollten , ſich zugleich auch als Heilärzte zu beſchäftigen , alſo ſo zu ſtellen ſeien , um

aus ihren gerichtsärztlichen Funktionen einen ausſchließlichen Lebensberuf machen zu können .

Unſere Kenntniß und Erfahrung von der Sache geſtattet uns nicht, dieſem Urtheile beizu⸗

treten . Die Rechtsordnung bezweckt , die ſtaatlich anerkannten faktiſchen Lebensgüter der Menſchen

gegen verletzende menſchliche Handlungen zu ſchützen . Wie daher einerſeits jedes Recht gewiſſe

Thatſachen vorausſetzt , ſo iſt anderſeits jede Rechtsverletzung durch menſchliche Handlungen bedingt ,

welche damit in urſachlichem Zuſammenhange ſtehen . Inſoweit die Erkenntniß dieſer Thatſachen

oder der Beſchaffenheit einer Handlung und ihres kauſalen Zuſammenhangs mit der Verletzung

einer beſondern Kenntniß oder Kunſt bedarf , die der Richter in ſeiner Amtseigenſchaft nicht beſitzt ,

tritt für dieſen die Nothwendigkeit der Benützung entſprechender Sachverſtändiger ein . Als

ein ſolcher und nur als ein ſolcher erſcheint auch der ſ. g. Gerichtsarzt und zwar überall da, wo

es zur Konſtatirung rechtlich belangreicher Thatfragen , ſowie ihres kauſalen Zuſammenhangs mit

einer Handlung der Kenntniß und Anwendung der mediziniſchen Wiſſenſchaft bedarf , da

dieſe dem Richter als ſolchem nicht zugetraut werden kann . Die ſog . gerichtsärztliche

Wiſſenſchaft iſt alſo nichts anderes , als die Verwerthung des an ſich ſchon zum Bereiche der

Medizin gehörigen Wiſſens und Könnens im Dienſte der Rechtspflege und zwar zum Zwecke der

Konſtatirung gewiſſer rechtlich als relevant geltender Thatſachen . Indem ſonach dieſelbe medizi⸗

niſch nichts lehren kann , was nicht ſchon die mediziniſche Wiſſenſchaft überhaupt lehrte , iſt es dage —

gen ſelbſtverſtändlich , daß die Bezeichnung der Thatſachen an ſich, welche und ſoweit ſolche für die

Rechtspflege relevant und darum durch die mediziniſche Wiſſenſchaft aufzuklären ſind , nicht dieſer ,

ſondern der Rechtswiſſenſchaft anheim fällt .

Wäre es nun richtig , daß die Leiſtungen der badiſchen Gerichtsärzte durchaus ungenügend

find , fo könnten wir niht zugeben , daß die Urſache hievon in deren mangelhaften är ztlichen
Bildung zu ſuchen ſeie , da unſere Aerzte in dieſer Hinſicht den Vergleich mit jenen eines jeden

anderen Landes zu beſtehen vermögen . Wollte man aber die Urſache hievon darin finden , daß die

Gerichtsärzte nicht immer eine klare und genaue Kenntniß deſſen haben, was in jedem einzelnen

Falle dem Gerichte zu wiſſen nöthig und was darum den Gegenſtand und die Aufgabe ihrer

techniſchen Beurtheilung zu bilden habe , ſo könnten wir eine ſolche Erſcheinung niht nur nicht in

Abrede ſtellen , ſondern ſogar aus eigener Erfahrung beſtätigen . Es fragt ſich dabei nur , wer

an dieſem Mangel die Schuld trägt .

Wenn in irgend einem Falle , insbeſondere in der Strafrechtspflege , cin ärztliches Gut⸗

achten erforderlich iſt , ſo wird von den Gerichten in der Regel in der Art verfahren , daß ſie dem

Gerichtsarzte die einſchlagenden Akten ganz einfach und allgemein „ zum Gutachten “ zugehen laſſen ,

ohne ſich dazu zu verſtehen , demſelben je nach der beſonderen Beſchaffenheit des

18
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gerade vorliegenden konkreten Falles diejenigen Thatfragen genau und be —

ſtimmt zu bezeichnen , welche dem Gerichte zu wiſſen nöthig ſind , und darum

zum Gegenſtande mediziniſch - wiſſenſchaftlicher Begutachtung gemacht werden

ſollen . Zwar beſteht eine Dienſtweiſung für Gerichtsärzte , worin für alle Verbrechen , bei welchen

in der Regel eine ärztliche Begutachtung nöthig wird , diejenigen Geſichtspunkte zuſammengeſtellt

ſind, welche hiebei vom Standpunkte der Rechtspflege aus im Allgemeinen , alſo möglicher

Weiſe in Betracht kommen . Allein es iſt klar , daß ſich dieſe allgemeinen Geſichtspunkte in jedem

gegebenen Falle wieder beſonders geſtalten , und daß daher auch das Objekt und die Aufgabe des

ärztlichen Gutachtens jeweils der Modifikation unterliegt . Verlangt man nun vom Arzte , daß er

mit der Dienſtweiſung in der Hand aus jedem einzelnen Falle ſelbſt herausfinde , was alles für

deſſen rechtliche Beurtheilung und zu dieſem Zwecke nach den Lehren ſeiner Wiſſenſchaft zu

konſtatiren relevant ift oder nicht , ſo iſt dies unſerer Anſicht nach eine die Grenzen des ärztlichen

Wiſſens und Berufes überſteigende Forderung , deren Erfüllung vom Arzte billiger Weiſe gar

nicht erwartet werden kann. Würden die Gerichte , namentlich in ſchwierigeren Fällen ſich jeweils

der Mühe unterziehen , den Gerichtsärzten die rechtlich relevanten und darum zu begutachtenden

thatſächlichen Fragen nach der konkreten Beſchaffenheit jedes einzelnen Falles be —

ſtimmt und genau aufzuſtellen , was ſie vermöge ihrer Rechtskenntniß allein zu thun im Stande

ſind, ſo würde ganz ſicher ihren Zwecken von den Aerzten weit beſſer gedient werden als jetzt ,

wo dieſe erklärlicher Weiſe oft vergebens ſich abmühen , das eigentliche Ziel ihres Gutachtens je

nach der Beſchaffenheit des Falles ſich klar zu machen oder in ſchablonenartiger Anwendung der

Dienſtweiſung ſolches vielleicht gänzlich unterlaſſen . Mit der nothwendig ſehr einfachen , kaum an -

ders einzurichtenden Organiſation des gerichtsärztlichen Dienſtes hat dieſe Frage

gar nichts zu ſchaffen. Kein Gerichtsarzt iſt ſo viel beſchäftigt , daß er ſeinem Dienſte ſeine ganze

Kraft und Zeit zu widmen nöthig hätte und er kann folgeweiſe auch nicht erwarten , daß dieſer

ſein Auskommen völlig ſichere . Seine Enthaltung von aller ſonſtigen Praxis würde ſogar ſeine

berufliche Bildung alsbald ſehr beeinträchtigen . Was aber die Anforderungen der übrigen Staats⸗

verwaltung an den Staatsarzt und deſſen Stellung in dieſer Beziehung anbelangt , ſo haben wir

uns im erſten Abſchnitte dieſes Berichtes bereits ausgeſprochen .

Karlsruhe , den 8. Juli 1870 .

Großherzoglich badiſcher Obermedizinalrath ,

deſſen Vorſtand :

J . R. Schmitt , Geheimerath ;

deſſen Mitglieder der Abtheilung für Medizinalangelegenheiten :

die Obermedizinalräthe :

Dr . Schweig , Dr . Wolz, Dr . BoMikofer , Dr . Battlehner .
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